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Die Schweiz schafft drei Kriminelle in die Ukraine aus
Die Männer haben im Kanton Zürich schwere Straftaten begangen – in ihrer Heimat könnten sie in den Militärdienst eingezogen werden

DANIEL FRITZSCHE

AmMittwochmorgen hebt dieMaschine
am Flughafen Zürich ab. An Bord des
Sonderflugs: drei Schwerkriminelle aus
der Ukraine.Mehrere Beamte der Kan-
tonspolizei Zürich begleiten sie. Die
Polizisten wissen um die Bedeutung
ihrer Mission. Es ist das erste Mal seit
Kriegsbeginn im Februar 2022, dass die
Schweiz straffällige Ukrainer in ihr Hei-
matland zurückführt.

Der Ausschaffungsflug führt gemäss
Informationen der NZZ nach Polen, von
dort werden die drei Straftäter auf dem
Landweg in die Ukraine gebracht. Wie
sie genau über die Grenze gelangen, ist
unklar – ebenso, was in der Ukraine mit
ihnen geschieht. Gut möglich, dass sie
in den Militärdienst eingezogen wer-
den.Die ukrainische Regierung benötigt
im Krieg gegen Putins Russland jeden
wehrfähigen Mann.

Konsequenteres Durchgreifen?

Das Staatssekretariat für Migration
(SEM) bestätigt die Informationen der
NZZ. «Es ist richtig, dass drei Personen
mittels Sonderflug in die Ukraine zu-
rückgeführt wurden», schreibt die Be-
hörde auf Anfrage. Es handle sich um
verurteilte Straftäter mit Landesver-
weis.WeitereAngaben zu den Personen
könne man wegen des Daten- und Per-
sönlichkeitsschutzes nicht machen.

Sicher ist: Personen, die vor Gericht
mit einem Landesverweis belegt werden,
haben keine Bagatelldelikte begangen.Es
müssen schwere Straftaten gewesen sein
wie Raub, Freiheitsberaubung oder Kör-
perverletzung, die ihnen angelastet wer-
den. Ihre Taten begingen sie im Kanton
Zürich, hier wurden sie auch verurteilt.

Ist es vertretbar, dass die Schweiz Per-
sonen – auch wenn es Kriminelle sind –

in ein Kriegsland ausschafft? Das SEM
äussert sich klar: «Bei verurteilten Straf-
tätern mit Landesverweis muss die Zu-
mutbarkeit der Rückkehr nicht geprüft
werden.» Was geprüft werden müsse, sei
einzig die Zulässigkeit, also die Frage, ob
der Person nach einer Ausschaffung eine
Verfolgung oder gravierende Menschen-
rechtsverletzungen drohten.

Im Fall der drei Ukrainer sah man
offensichtlich keine Probleme. «Ein
möglicher Einzug in den Militärdienst

ist in diesem Kontext kein Hindernis»,
schreibt die Behörde.

Vollzogen hat die Ausschaffung die
Kantonspolizei Zürich. Der kantonale
Sicherheitsdirektor Mario Fehr (partei-
los) steht vorbehaltlos hinter dem Vor-
gehen, wie er auf Nachfrage sagt: «Straf-
täter haben im Kanton Zürich und in
der Schweiz nichts verloren. Sie müssen
in ihre Heimatländer zurückkehren.» Im
Fall der Ukrainer habe die Zusammen-
arbeit mit dem SEM sehr gut funktio-

niert. Dass den drei Männern in ihrem
Heimatland nun der Wehrdienst drohe,
sei selbstverschuldet, sagt Fehr. «Sie hät-
ten ja nicht straffällig werden müssen.»

Ist der Sonderflug mit den drei Ukrai-
nern ein Anzeichen dafür, dass die Be-
hörden beiAusschaffungen konsequenter
durchgreifen? Einiges deutet darauf hin.
Erst vor zwei Wochen sorgte die Rück-
führung von zwei verurteilten Afghanen
nach Kabul für Schlagzeilen.DieMänner
hatten in der Schweiz ebenfalls schwere

Straftaten begangen. Vincenzo Mascioli,
Vizedirektor im SEM und zuständig für
Rückführungen, sagte damals gegenüber
den Medien, dass bei solchen Tätern
«Nulltoleranz» gelten müsse.

Zuvor wurden kriminelle Afghanen
über fünf Jahre lang nicht ausgeschafft.
Der Grund: 2019 wurden die Rückschaf-
fungen nach Afghanistan wegen der
Corona-Pandemie unterbrochen. 2021
übernahmen die islamistischen Taliban
wieder die Macht in Kabul.Die Schweiz
setzte Zwangsrückführungen generell
aus und behielt sie im hiesigen Strafvoll-
zug – bis in diesem Oktober.

«Erfolgreiches Pilotprojekt»

VincenzoMascioli,der das SEMab Januar
als neuer Staatssekretär leiten wird,
sprach von einem «erfolgreichen Pilot-
projekt». Weil die Rückführung der zwei
Afghanen so gut funktioniert habe, wolle
man bald weitere Straftäter ausschaffen.
Laut dem «Sonntags-Blick» befinden sich
zurzeit 13 kriminelle afghanische Staats-
bürger im Land. Die Schweiz ist neben
Deutschland erst der zweite europäische
Staat, der wieder Zwangsrückführungen
nachAfghanistan durchführt.

Bei den Rückführungen hätten die
Behörden in den letzten Jahren generell
Fortschritte gemacht, sagte Mascioli wei-
ter. Er betonte aber auch, dass der Druck
in diesemBereich weiterhin hoch sei: «Es
besteht Handlungsbedarf.» Dabei dürfte
er auch kriminelle Ukrainer im Blick ge-
habt haben.Ob es bald weitereAusschaf-
fungen von Straftätern in die Ukraine ge-
ben wird, konnte das SEM am Mittwoch
nicht sagen. Der Wegweisungsvollzug
falle in den Kompetenzbereich der Kan-
tone.Das SEM leiste bloss Unterstützung
imVollzug,wennKantone Bedarf anmel-
deten. So wie dies offensichtlich Zürich
im Fall der drei Ukrainer getan hatte.

Zürcher Kantonspolizisten haben den Sonderflug begleitet. CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE

Abschied
Abendlich schon rauscht der Wald
Aus den tiefen Gründen,
Droben wird der Herr nun bald
An die Sterne zünden,
Wie so stille in den Schlünden,
Abendlich nur rauscht der Wald.

Alles geht zu seiner Ruh,
Wald und Welt versausen,
Schauernd hört der Wandrer zu,
Sehnt sich recht nach Hause,
Hier in Waldes grüner Klause
Herz, geh endlich auch zur Ruh!
Josef von Eichendorff
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In tiefer Trauer nehmen wir Abschied von einem grossen Künstler, herzensguten Freund
und engagierten Mentor

Fishel Rabinowicz
9. September 1924 – 26. Oktober 2024

Holocaust Education war ihm als Überlebender des Holocaust ein wichtiges Anliegen und
eine Herzensangelegenheit. Eindrücklich hat er vor Rassismus und Antisemitismus gewarnt.
Fishel Rabinowicz hat den Holocaust trotz Inhaftierung in neun verschiedenen
NS-Zwangsarbeitslagern und Konzentrationslagern überlebt. 31 Familienangehörige fielen
dem Nationalsozialismus zum Opfer.
Im Kanton Tessin, seinem späterenWohnort, wagte er sich schliesslich an die Aufarbeitung
dieses Traumas. Dabei schuf er mit seinen berührenden, grafischen Bildern ein
eindrückliches Werk, welches auch die Vernichtung des europäischen Judentums auf
einmalige Art thematisierte. Mit seinen Bildern hat Fishel Rabinowicz Zeugnis abgelegt,
damit die Welt nie vergesse. Nie.
Fishel Rabinowicz wird immer in unseren Herzen bleiben.

In grosser Dankbarkeit und tief empfundenem Respekt
José Rabinowicz
Das Team der Gamaraal Stiftung
Anita Winter, Präsidentin

Bern und Zürich, im Oktober 2024

Tief betroffen erfüllen wir die traurige Pflicht, Sie in Kenntnis zu setzen über den Hinschied
von Frau

Anke Krause
Mitglied des regionalen Wirtschaftsbeirats Zentralschweiz

der Schweizerischen Nationalbank

Frau Krause wurde im März 2022 vom Bankrat der Schweizerischen Nationalbank in den
regionalen Wirtschaftsbeirat Zentralschweiz gewählt. Mit ihren stets fundierten Analysen
der Wirtschaftslage in der Zentralschweiz hat sie der Nationalbank äusserst wertwolle
Dienste erwiesen.
Wir werden Frau Krause ein ehrendes und dankbares Andenken bewahren und sprechen
ihren Angehörigen unser herzliches Beileid aus.

Schweizerische Nationalbank
Bankrat und Direktorium
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Parkieren in der blauen Zone wird teurer
Neu berechnen sich die Kosten für eine Parkkarte nach dem Antrieb des Autos

OLIVER CAMENZIND

Ein Parkplatz ist eine leere Fläche,
auf der man gegen Entgelt sein Fahr-
zeug abstellen kann. Klingt simpel, ist
es aber nicht – zumindest nicht in der
Stadt Zürich. Hier streiten sich die Poli-
tiker schon lange darüber, wie gross ein
Parkfeld sein muss, wie viel das Stehen-
lassen eines Automobils kosten darf und
überhaupt darüber, wie viele Parkplätze
es auf dem Stadtgebiet noch braucht.

Am Mittwochabend hatte der Zürcher
Gemeinderat nun Gelegenheit, einige
der umstrittensten Fragen über die Zu-
kunft der öffentlichen Parkplätze zu be-
antworten.Anlass dazu bot eine Weisung
des Sicherheitsdepartements. Die vorge-
stellte Regelung sieht vor, den Zugang zu
den rund 32 000 blauen Parkplätzen zu
erschweren. Zum einen will der Stadtrat
den Preis für eine Parkkarte von 300 Fran-
ken pro Jahr auf 540 Franken erhöhen –
ein Aufschlag um 80 Prozent.

Zum anderen sollen die Parkkarten
künftig Personen vorbehalten sein, die
keine Möglichkeit haben, ihr Auto auf
privatem Boden abzustellen.Vorbild die-
ser Massnahme ist die Praxis der Stadt
Biel. Dass Zürich sich daran orientieren
soll, ist im kommunalen Verkehrsricht-

plan vorgesehen, den die Stadtbevölke-
rung an der Urne gutgeheissen hat.

Vor zwei Wochen wurde bekannt, dass
sich die gemeinderätliche Sachkommis-
sion Verkehr noch weitergehende Ände-
rungen am bisherigen Regime wünscht.
Diese sollten eine «lenkende Wirkung»
haben, erklärte Markus Knauss (Grüne),
der Präsident der Kommission.

Knauss und die Kommissionsmehr-
heit aus SP, Grünen, GLP, EVP und AL
möchten die Bevölkerung dazu animie-
ren, leichtere und umweltfreundlichere
Fahrzeuge anzuschaffen. Deshalb for-
dern sie anstelle der pauschalen Ver-
teuerung eine differenziertere Preis-
politik. Für Fahrzeuge mit Elektromotor
soll die Parkkarte künftig 35 Rappen pro
Kilo Leergewicht des Autos kosten. Be-
sitzer von Wagen mit Verbrennungs-
motor dagegen müssen 40 Rappen pro
Kilo Leergewicht zahlen.

FDP befürchtet Wucherpreise

Diese Unterscheidung zwischen elektri-
schen und herkömmlichen Wagen kam
bei den Bürgerlichen im Rat schlecht an.
Stephan Iten (SVP) wies während der
Debatte darauf hin, dass es auch Elektro-
fahrzeuge gibt, die wegen ihrer Batterie

schwerer sind als kleine Verbrennerfahr-
zeuge. Dass die Parkkarte für diese Wa-
gen künftig teurer sein soll, fand er wider-
sinnig. Das «Bieler Modell» bedeute zu-
dem eine «riesige» Herausforderung für
dieVerwaltung,die prüfen müsse,wer Zu-
gang zu einem privaten Parkplatz habe.

Die Verteuerung stellt in Itens Augen
eine unnötige Belastung für Familien
dar, die in vielen Fällen auf ein grosses –
und also schweres – Fahrzeug angewie-
sen seien. Er witterte hinter der ganzen
Weisung ohnehin bloss die Absicht der
Linken, Autofahrern das Leben schwer-
zumachen: «Geht es ums Auto, kann es
den Linken nicht teuer genug sein!»,
beschwerte er sich. Martina Zürcher
(FDP) befürchtete «absolute Wucher-
preise» bei privaten Parkplätzen, wenn
Automobilisten nicht mehr auf öffent-
liche Parkplätze ausweichen können.

Ähnlich umstritten waren die Sonder-
regelungen für Gewerbetreibende,die die
Verkehrskommission vorgeschlagen hat –
und dies, obwohl man den Unternehmen
«sehr stark entgegengekommen» sei, wie
Knauss es formulierte. So soll die Park-
karte für Unternehmen künftig 360 Fran-
ken pro Jahr kosten. Die erweiterte Ge-
werbe-Parkkarte berechtigt Handwerker
und Serviceleute auch zum kurzzeitigen

Abstellen des Autos im Parkverbot oder
auf dem Trottoir. Dafür wollte der Stadt-
rat 1800 Franken pro Jahr verlangen.Doch
die Kommission reduzierte den Preis auf
1200 Franken – für Betriebe aus der Stadt.

Bürgerliche unterliegen

Weil dadurch Betriebe von ausserhalb
der Stadt benachteiligt würden, dachte
die SVP zunächst über ein Referendum
nach. Die FDP wollte davon jedoch
nichts wissen – und der Gewerbeverband
der Stadt Zürich begrüsste die Sonder-
regelungen für die Gewerbler ebenfalls.
Sie bedeuteten für das Gewerbe «eine
grosse Erleichterung», hiess es in einer
Mitteilung des Gewerbeverbands. Dass
die SVP tatsächlich das Referendum er-
greift, scheint unwahrscheinlich.

Das Geschäft nahm die gesamte vier-
stündige Sitzungszeit in Anspruch. Zur
Vorlage wurden insgesamt 29Anträge ein-
gereicht. Bei den Abstimmungen unter-
lagen die Bürgerlichen mehrheitlich. Der
Rat folgte der Mehrheit der Sachkommis-
sion Verkehr in allen wesentlichen Punk-
ten. Die Redaktionskonferenz muss den
Text der Weisung nun bereinigen. In ei-
nigen Wochen kommt sie dann für die
Schlussabstimmung erneut ins Parlament.

Die Kunsteisbahn soll das Hallenbad heizen
Der Zürcher Stadtrat will in Oerlikon für 373 Millionen Franken ein Sportzentrum für alle bauen – aber der Tennisklub hat das Nachsehen

FRANCESCA PRADER

Eine «grosse Nummer», ein neuer sport-
licher Schwerpunkt für Zürich Nord, eine
«Sportanlage für alle» – die beiden Zür-
cher Stadträte André Odermatt (SP) und
Filippo Leutenegger (FDP) geizten nicht
mit Lob, als sie am Mittwoch das finale
Projekt für den Ersatzbau für die heutigen
Sportstätten in Oerlikon präsentierten.

Kein Wunder, schliesslich will die
Stadtregierung dem Gemeinderat dem-
nächst einen Kredit von 373 Millionen
Franken beantragen, um das Projekt zu
verwirklichen. Im Betrag enthalten sind
Reserven in der Höhe von rund 63 Millio-
nen Franken. Voraussichtlich im Herbst
2025 kommt das Geschäft an die Urne.

Das Tauchsilo gestrichen

Im Vergleich zur ersten groben Kos-
tenschätzung aus dem Jahr 2021, die
ein Preisschild von 210 Millionen Fran-
ken in Aussicht gestellt hatte, ist das ein
zünftiger Aufschlag. Als Gründe dafür
nannte der Stadtrat schon im vergan-
genen Jahr Faktoren wie die Teuerung
oder Altlasten, die erst im Rahmen der
Detailabklärungen entdeckt worden
seien. Aus dem Stadtparlament hagelte

es daraufhin Kritik, die SVP forderte gar
einen Projektstopp.

Seither sind die Projektplaner über
die Bücher gegangen, haben etwa ein
Aussensprudelbad oder das geplante
Tauchsilo gestrichen, das Fussballfeld
auf dem Dach des Sportzentrums wird
kleiner ausfallen. Insgesamt können mit
den Abstrichen rund 34 Millionen Fran-
ken eingespart werden.

Dass die projektierten Kosten den-
noch gleich hoch sind wie letztes Jahr an-
gekündigt,sei der seitherigen Projektent-
wicklung geschuldet.Leutenegger sprach
am Mittwoch von einer «Punktlandung
auf hohem Niveau». Für den stolzen Be-
trag erhalte die Bevölkerung «mehr als
nur ein Hallenbad», sagte Leutenegger.
Nämlich eine Badelandschaft mit Frei-
und Hallenbad, inklusive eines wett-
kampftauglichen 50-Meter-Beckens,eine
Kunsteishalle mit zwei übereinander-
liegenden Eisfeldern, eine Rasensport-
anlage und öffentliche Grünflächen. Zu-
dem sind ein Werkhof und verschiedene
Grünflächen vorgesehen.Letztere sollen
unter anderem einen Skatepark und ein
Beachvolleyballfeld beinhalten.

Die Rasensportler – gemeint sind da-
mit vor allem Fussballerinnen und Fuss-
baller – welchen heute sechs Spielfelder

zur Verfügung stehen, erhalten eines
mehr. Insgesamt sollen vier mit Kunst-
rasen ausgestattet sein. Damit würden
zusätzliche Kapazitäten geschaffen.

Plan B für die Tennisspieler

Keinen Platz hat im neuen Sport-
zentrum allerdings der Tennisklub Oer-
likon. Die bestehenden Tennisplätze
werden dem Fussball geopfert, der Ver-
ein und seine gut 400 Mitglieder müssen
zügeln. Vereinspräsident Ralph Sträuli
sagte gegenüber der NZZ, diesen Ent-
scheid könne er nach wie vor nicht ver-
stehen. Die Plätze in Oerlikon gehörten
zwar der Stadt, die Infrastruktur habe
der Klub aber selber finanziert.

Nachdem der Tennisklub sich zuerst
mittels Petition gegen den Rauswurf zu
wehren versucht habe, sei inzwischen
eine «konstruktive Diskussion» ent-
standen, sagt Sträuli. Der Plan B, der
momentan auf dem Tisch liege, sei in
Ordnung. Der Klub werde künftig die
städtische Tennisanlage Eichrain in See-
bach nutzen können.

Odermatt betonte die Vorteile, die es
mit sich bringe, wenn die Oerliker Sport-
anlagen unter einem Dach vereint wür-
den. Bei gleichbleibender Grundfläche

werde das neue Gebäude 60 Prozent mehr
Wasserfläche bieten, die gesamte Sport-
fläche steige um 75 Prozent. Möglich sei
das, weil die Sportstätte, wo immer mög-
lich, Synergien nutze, sagte Odermatt. So
würden Nebenräume, Gebäudetechnik
und Tiefgarage weniger Platz brauchen.

Auch in Sachen Energie und Nach-
haltigkeit sei das Vorhaben effizient. Die
produzierte Wärmeenergie bleibe im Ge-
bäude. Dies etwa dadurch, dass die von
der Kunsteishalle produzierteAbwärme
genutzt werde, um Luft und Wasser zu
heizen. Photovoltaikanlagen produzie-
ren zudem 26 Prozent des Strombedarfs.
Für die Bewässerung der Grünflächen
werde «abgebadetesWasser» verwendet,
sagte Leutenegger. Dafür werden Chlor
und Schadstoffe entfernt.

Keine Provisorien nötig

Bis 2036 soll das Grossprojekt umge-
setzt sein und sowohl das bestehende
Hallenbad aus dem Jahr 1978 als auch
die 1984 erstellte Kunsteisbahn erset-
zen. Die bestehenden Bauten hätten
ihr «Ablaufdatum» erreicht, sagte der
Hochbauvorsteher Odermatt. Das nun
vorliegende Projekt bringe «das richtige
Sportzentrum, am richtigen Ort».

Weil das neue Sportzentrum auf
Fussballfeldern erstellt werde, können
die alten Gebäude während der Arbei-
ten weiter genutzt werden. Ein Provi-
sorium sei nicht nötig, sagte Odermatt.
Ebenso könne so vermieden werden,
dass es zu Engpässen komme, wie das
bei der Sanierung des City-Hallenbads
der Fall gewesen sei. Damals hätten die
Schwimmer aus der Innenstadt in das
ohnehin schon gut ausgelastete Hallen-
bad in Oerlikon ausweichen müssen.

Das ganze Projekt sei darauf ausgelegt,
dem Bevölkerungswachstum und dem da-
mit gestiegenen Bedarf an Sportanlagen
Rechnung zu tragen, sagte Leutenegger.
In den Quartieren Affoltern, Seebach,
Oerlikon und Schwamendingen herrsche
eine grosse Bautätigkeit, bis 2040 rechne
die Stadt mit einer Bevölkerungszunahme
von durchschnittlich 30 Prozent.

Seit 2008 sei die Zahl der Eintritte zu
den Sportanlagen deutlich angestiegen,
führte Leutenegger aus. Hallenbäder ver-
zeichneten 2023 14,5 Prozent mehr Ein-
tritte, bei den Kunsteisflächen der Stadt
betrug der Anstieg 41 Prozent. Auch die
Rasensportfelder würden 65,5 Prozent
stärker genutzt als vor 15 Jahren.Das auch
wegen der wachsenden Popularität von
Fussball bei der weiblichen Bevölkerung.

Die Visualisierungen geben einen Eindruck davon, wie der Aussenbereich des Hallenbades und die Eissporthalle künftig aussehen werden. STUDIO BLOMEN, ZÜRICH

Federer verzichtet
auf Bootshaus
Der Ex-Tennisstar einigt sich
mit dem Bundesamt für Umwelt

(sda) · Roger Federer lässt den Bau eines
Bootshauses auf demAreal seinerVilla in
Rapperswil-Jona bleiben. Dies, nachdem
das Bundesamt für Umwelt (Bafu) eine
Beschwerde gegen die Bewilligung einge-
reicht hat. Der Verzicht sei eine Einigung
der Bauherrschaft mit dem Bafu, teilte
die Stadt Rapperswil-Jona am Mittwoch
mit. Die Renaturierung des Seeufers mit
Dekontaminierung, der Abbruch der be-
stehenden Bootshaab mit Zufahrtsrinne
und die Erstellung einer neuen Boots-
anlegestelle mit Steg und Zufahrtsrinne,
gegen welche das Bafu keine Einwände
hatte,könnten hingegen realisiert werden.

Anfang September hatte die Stadt
Rapperswil-Jona die Bewilligung für ein
neues Bootshaus mit einem Steg erteilt.
Einsprachen wurden sowohl vom Stadt-
rat als auch von den kantonalen Behör-
den abgewiesen. Schliesslich reichte das
Bafu eine Behördenbeschwerde ein.
Über die Gründe der Intervention hielt
sich der Bund bedeckt.

Das Bootshaus-Projekt löste insgesamt
vierVerfahren aus.Unter anderem wehrte
sich der Verein Rives Publiques, der sich
für freie Zugänge zu Seeufern einsetzt,
vehement gegen das Vorhaben.


